
Saatgut aus der eigenen Ernte für die nächste Aussaat zu nut-
zen, es zu tauschen oder zu verkaufen, gehört zur bäuerlichen 
Landwirtschaft und ist weltweit Grundlage der Ernährung. Die 
Vielfalt der von Menschen gezüchteten Pflanzensorten und Tier-
rassen galt als Erbe der Menschheit. Dennoch wurde 1961 das 
„Internationale Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüch-
tungen“ beschlossen. Es ist unter der französischen Abkürzung 
UPOV bekannt und das zugehörige Sekretariat hat seinen Sitz in 
Genf bei der Weltorganisation für Geistiges Eigentum (WIPO). 
Akteure waren dabei vor allem einige europäische Länder, in 
denen es starke Züchtungsaktivitäten gab: die Niederlande, 
Frankreich, Deutschland und Großbritannien. Ihr Ziel ist es, 
geistige Eigentumsrechte auf gezüchtete Sorten zu schaffen, 
um mit Lizenzgebühren die Züchtung besser zu finanzieren. 
Gleichzeitig schufen sie die Möglichkeit für Züchter, mit einer 
eigentumsrechtlich geschützten Sorte weiter zu züchten („Züch-
tervorbehalt“). Dies ist bei Patenten nicht möglich. Anders als 
bei Patenten müssen dafür Daten über geschützte Sorten nicht 
veröffentlicht werden. Auch USA, Kanada, Australien und Japan 
wurden inzwischen wichtige Mitglieder von UPOV.

Chemiekonzerne erobern Saatgutmarkt
1978 warnten die Vereinten Nationen, dass weltweit drei Vier-
tel, und in Industrieländern bereits 90 Prozent der Nutzpflan-
zensorten verloren waren. Der kanadische Saatgutexperte 
Pat Mooney brachte den unersetzlichen Verlust des Erbes der 
Menschheit in direkten Zusammenhang mit der weltweiten 
Konzentration der Saatgutanbieter. Damals stammte ein Vier-
tel des Saatgutes auf dem Weltmarkt von nur zehn Konzernen. 
Pat Mooney warnte gleichzeitig vor dem Eindringen von Che-
miekonzernen in den Saatgutsektor. Ihr Ziel ist es, Saatgut 
herzustellen, das nur mit Einsatz von Agrarchemie die erwar-
tete Erntemenge liefert. Pat Mooney setzte sich zusammen mit 
vielen anderen dafür ein, dass die Vereinten Nationen ein Ab-
kommen schlossen, durch das die landwirtschaftliche Vielfalt 
vor dem Verlust bewahrt werden soll. Es soll alle bäuerlichen 
Praktiken schützen, die die landwirtschaftliche Vielfalt fördern. 
Damit gemeint ist nicht nur der Nachbau, sondern auch Wissen 

und Fertigkeiten, die mit der Erhaltung und Weiterentwicklung 
der Nutzpflanzenvielfalt verbunden sind. Betont wird beson-
ders die Bedeutung der Erhaltung „in situ“, d.h. in den land-
wirtschaftlichen Betrieben. Die Erhaltung in Genbanken, „ex 
situ“ betrachtet man als ergänzende Notlösung.

„Zahnloser“ FAO-Saatgutvertrag
Dieses Abkommen wurde 1983 geschlossen, war aber nicht 
rechtsverbindlich. 2001 wurde dann ein verbindliches Abkom-
men geschlossen, der „Internationaler Vertrag über Pflanzenge-
netische Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft“ (kurz: 
FAO-Saatgutvertrag). Darin wurden die bäuerlichen Rechte 
genau definiert, aber deren Umsetzung in den inzwischen 138 
Mitgliedsstaaten plus EU erfolgt nicht nach internationalen 
Vorgaben, sondern darf je nach nationalen Gegebenheiten 
erfolgen. Zu den nationalen Gegebenheiten zählt auch die 
Mitgliedschaft bei UPOV. Die Züchtungsindustrie sorgte dafür, 
dass 1991 das UPOV-Übereinkommen verschärft wurde, bevor 
der Internationale Saatgutvertrag abgeschlossen werden 
konnte. Mit UPOV 1991 werden die bäuerlichen Rechte, die der 
FAO-Saatgutvertrag sichert, praktisch ausgehebelt. Deswegen 
wird UPOV 1991 von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und der weltweiten Kleinbauernorganisation La Via Campesina 
scharf kritisiert. Das Lenkungsorgan des FAO-Saatgutvertrages 
beschloss 2014, die Widersprüche zwischen bäuerlichen Rech-
ten und Züchterrechten zu thematisieren. Die Verhandlungen 
dauern an. Die Industrie möchte dazu das UPOV-Abkommen 
neu verhandeln. Dies wäre jedoch fatal, denn die Industrie 
könnte ihren Wunsch durchsetzen, UPOV weiter zu verschär-
fen. Industrievertreter streben an, eine geschützte Sorte erst 
nach fünf Jahren für die Weiterzüchtung durch andere Züchter 
freizugeben. So würde UPOV dem Patentschutz ähnlicher, aber 
ohne die Pflicht zur Veröffentlichung. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen fordern daher, dass nur die „Erläuterungen“ 
zum UPOV-Abkommen überarbeitet werden.
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